Gesetzessammlung Appenzell I. Rh. — Januar 2007

1 836.000

Gesetz
uber die Kinderzulagen (KZG)

vom 29. April 1962

Die Landsgemeinde des Kantons Appenzell |. Rh.,

gestiitzt auf Art. 20 Abs. 1 der Kantonsverfassung vom 24. Wintermonat 1872,2

beschliesst:

I. Kinderzulagen

Art. 1

Die Kinderzulagen bezwecken, die Familienlasten nach Méglichkeit auszugleichen.

Art. 23

Anspruch auf Kinderzulagen haben:

1.

Arbeitnehmer” im Hauptberuf, die fiir einen beitragspflichtigen Arbeitgeber
(Art. 8 dieses Gesetzes) gegen Entgelt in unselbstédndiger Stellung Arbeiten
verrichten;

Arbeitnehmer im Hauptberuf mit Wohnsitz in Appenzell I. Rh., welche zufolge
Krankheit, Unfall oder Arbeitslosigkeit voribergehend in keinem Arbeitsverhélt-
nis zu einem beitragspflichtigen Arbeitgeber stehen und nicht anderweitig An-
spruch auf Kinderzulagen haben.

Arbeitnehmer mit Wohnsitz in Appenzell I. Rh., die bei einem Arbeitgeber aus-
serhalb des Kantons in Arbeit stehen und nicht schon anderweitig Anspruch auf
Kinderzulagen haben;

Selbstandigerwerbende im Hauptberuf mit Wohnsitz in Appenzell I. Rh., ausge-
nommen Landwirte, die Kinderzulagen gemass dem Bundesgesetz Uber die
Familienzulagen in der Landwirtschaft vom 20. Juni 1952 (FLG) erhalten.

1 Mit Revisionen vom 30. April 1972, 27. April 1980, 14. Juni 1982, 28. November 1983, 28. April 1985,

19. November 1985, 30. November 1987, 30. April 1989, 28. November 1989, 25. November 1991,
22. November 1993, 30. Oktober 1995, 28. Oktober 1996, 24. November 1997, 13. September 1999,
20. November 2000, 19. November 2001 und 24. April 2005.

2 Ingress abgeéndert durch LdsgB vom 24. April 2005.
3 Abgeandert (Ziff. 2) durch LdsgB vom 28. April 1985. Abgeéndert (Ziff. 1 und 4) durch LdsgB vom 24.

April 2005.

" Die Verwendung der ménnlichen Bezeichnungen gilt sinngeméss flr beide Geschlechter.
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Art. 31

Der Anspruch auf Kinderzulagen entsteht:

a) gemass Art. 2 Ziff. 1, 3 und 4 dieses Gesetzes mit dem ersten Tag des Monats,
in welchem ein Lohnanspruch besteht oder eine selbstédndige Tatigkeit aufge-
nommen wird und endigt mit Ende des Monats, in welchem der Lohnanspruch
erlischt oder die selbstédndige Tétigkeit aufgehoben wird;

b) bei Krankheit, Unfall oder Arbeitslosigkeit von Arbeithnehmern, die bei einem
beitragspflichtigen Arbeitgeber in Arbeit gestanden sind (Art. 2 Ziff. 2 dieses
Gesetzes) am ersten Tag des folgenden Monats, in welchem der Anspruch ge-
maéss Art. 2 Ziff. 1 dieses Gesetzes erloschen ist und endigt unter dem Vorbe-
halt von Art. 4 Abs. 4 dieses Gesetzes spatestens mit Ablauf des der Auflésung
des Arbeitsverhaltnisses folgenden sechsten Kalendermonats.

c) in Harteféllen kann eine abweichende Regelung getroffen werden.

Art. 42

'Die Kinderzulage betragt fir Arbeitnehmer pro Monat Fr. 180.— fir das erste und
zweite anspruchsberechtigte Kind und Fr. 185.— fiur jedes weitere anspruchsbe-
rechtigte Kind.

°Fur Selbstandigerwerbende betragt die Kinderzulage ebenfalls Fr. 180.— pro Mo-
nat. Selbstdndigerwerbende mit einem steuerpflichtigen Einkommen von
Fr. 26000.— und weniger erhalten die Zulagen flr jedes anspruchsberechtigte Kind.
Belauft sich das steuerpflichtige Einkommen auf mehr als Fr. 26000.—, aber héchs-
tens auf Fr. 38000.—, so besteht Anspruch flr das zweite und jedes folgende an-
spruchsberechtigte Kind. Betragt das Einkommen mehr als Fr. 38000.—, werden die
Zulagen nur fir das dritte und jedes folgende anspruchsberechtigte Kind ausbe-
zahlt. Hat ein Selbstandigerwerbender mehr als zwei Kinder im anspruchsberechtig-
ten Alter, so betragt die Kinderzulage fur das dritte und jedes folgende Kind Fr.
185.— pro Monat.

*Anspruchsberechtigt sind Kinder bis zur Vollendung des 16. Altersjahres. Die Al-
tersgrenze betragt 25 Jahre, wenn es noch in Ausbildung begriffen ist oder infolge
Krankheit oder eines Gebrechens erwerbsunfahig oder héchstens 50% erwerbsfa-
hig ist und keine selbstandige IV-Rente bezieht.

1Abgeé\ndert (lit. b) durch LdsgB vom 28. April 1985. Abgeandert (lit. a und b) durch LdsgB vom
24. April 2005.

2 Erganzt (Abs. 4) durch LdsgB vom 30. April 1972. Neue Fassung durch LdsgB vom 27. April 1980
(Inkrafttreten: 1. Juli 1980). Abgeéndert durch GrRB vom 14. Juni 1982 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1.
Juli 1982), GrRB vom 28. November 1983 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Januar 1984), LdsgB vom
28. April 1985 (Abs. 4), GrRB vom 19. November 1985 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Januar 1986),
30. November 1987 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Januar 1988), 28. November 1989 (Abs. 1 und 2;
Inkrafttreten: 1. Januar 1990) und 25. November 1991 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Januar 1992),
22. November 1993 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Januar 1994), 30. Oktober 1995 (Abs. 1 und 2;
Inkrafttreten: 1. Januar 1996), 28. Oktober 1996 (Inkrafttreten: 1. Januar 1997), 13. September 1999
(Inkrafttreten: 1. Januar 2000), 20. November 2000 (Inkrafttreten: 1. Januar 2001) und 19. November
2001 (Inkrafttreten: 1. Januar 2002). Abgeéndert (Abs. 1, 2 und 4) durch LdsgB vom 24. April 2005.
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‘Die Héhe der Kinderzulagen bzw. die Anspruchsberechtigung von Teilzeitbeschaf-
tigten, von Bezlgern von AHV- und IV-Renten sowie von Kranken-, Unfall- und Ar-
beitslosentaggeldern regelt der Grosse Rat.

°Die Hohe der Kinderzulagen an auslandische Arbeitnenmer und Selbstandigerwer-
bende fir Kinder, die im Ausland wohnen, werden von der Standeskommission
festgesetzt.

Art. 51

Wenn die verfligbaren Mittel es gestatten, ohne dass der Beitrag geméass Art. 8 Abs.

5 dieses Gesetzes der 6ffentlichen Hand erhéht wird, ist der Grosse Rat erméchtigt:

a) die Zulagen zu erhéhen,

b) Die Ausrichtung der Zulagen fur Selbstandigerwerbende auf das zweite bzw.
erste Kind auszudehnen und die Existenzgrenzen zu erhéhen.

Art. 62

'Als Kinder, fur die ein Anspruch auf Kinderzulage besteht, gelten:

a) Kinder verheirateter und unverheirateter Eltern sowie Stief- und Adoptivkinder;

b) Pflegekinder des Arbeitnehmers oder Selbstandigerwerbenden, die dieser un-
entgeltlich zur dauernden Pflege zu sich genommen hat.

*Haben beide Elternteile Anspruch auf gesetzliche Kinderzulagen, so darf nur eine
Kinderzulage ausgerichtet werden. Bei verheirateten und in Hausgemeinschaft le-
benden Eltern steht der Anspruch in erster Linie dem Vater zu. Fur Kinder geschie-
dener, getrennter oder unverheirateter Eltern sowie fur Stiefkinder hat derjenige
Eltern- oder Stiefelternteil Anspruch auf die Zulagen, in dessen Obhut sich das Kind
befindet.

*Auslandische Arbeitnehmer haben unter den gleichen Voraussetzungen Anspruch
auf Kinderzulagen wie Schweizerbirger. Die Standeskommission kann die An-
spruchsberechtigung fir auslédndische Arbeitnehmer einschranken, sofern der Hei-
matstaat kein Gegenrecht gewahrt.

‘Der Anspruch auf Kinderzulagen entsteht am ersten Tag des Monats, in welchem
das Kind geboren wird. Er erlischt am Ende des Monats, in welchem die Vorausset-
zungen far den Bezug dahin fallen.

Art. 7

'Die Kinderzulagen sind in der Regel dem Zulageberechtigten auszurichten. Bietet
dieser keine Gewahr fir eine zweckentsprechende Verwendung, so sind die Zula-
gen jener Stelle (anderer Elternteil, Drittpersonen, Amtsstelle, Anstalt) auszurichten,
die fur die Kinder sorgt.

1 Neue Fassung durch LdsgB vom 27. April 1980 (Inkrafttreten: 1. Juli 1980). Abgeé&ndert durch LdsgB
vom 24. April 2005.

2Abgeé‘mdert durch LdsgB vom 27. April 1980 (Abs. 1 und 2; Inkrafttreten: 1. Juli 1980) und 28. April
1985 (Abs. 2).



Gesetzessammlung Appenzell I. Rh. — Januar 2007

836.000 4

‘Arbeitgeber, die gestiitzt auf einen Gesamtarbeits- oder sonstigen Vertrag Kinder-
zulagen ausrichten, welche mindestens den Betrag der gesetzlichen Kinderzulagen
ausmachen, kénnen die Kinderzulagen geméss diesem Gesetz fir sich beanspru-
chen.

Il. Beitragspflicht

Art. 81

'Zur Deckung der Aufwendungen firr die Ausrichtung der Kinderzulagen wird von
den Arbeitgebern ein Beitrag von 1,70 % der AHV-pflichtigen Lohnsumme erhoben.

“Beitragspflichtig sind Arbeitgeber, die auf dem Gebiet des Kantons Appenzell |. Rh.
einen Geschéftssitz haben oder eine Betriebsstatte unterhalten und Arbeithnehmer
beschéftigen, ferner die 6ffentlichen Verwaltungen, Anstalten und Betriebe sowie
die Hausdienstarbeitgeber.

’Selbstandigerwerbende, die Anspruch auf Kinderzulagen haben, entrichten wéh-
rend der Zeit, da sie die Zulagen beziehen, einen Beitrag von 1,70 % des AHV-
pflichtigen Erwerbseinkommens.

‘Der Grosse Rat ist ermachtigt, den Beitragssatz in Abs. 1 und Abs. 3 dieses Arti-
kels zu reduzieren, sofern dies die Rechnung der kantonalen Familienausgleichs-
kasse zulasst.

*Von der Beitragspflicht sind ausgenommen:
a) die eidgendssischen Betriebe;
b) Die Arbeitgeber in der Landwirtschaft.

°Der Kanton bezahlt jahrlich einen Beitrag von Fr. 200000.— an die kantonale Fami-
lienausgleichskasse. Er ist berechtigt, 50 % seines Beitrages auf die Bezirke zu
Uberwélzen. Die Aufteilung auf die Bezirke erfolgt zur Halfte nach der Wohnbevdlke-
rung und zur anderen Hélfte nach der Finanzkraft.

Art. 9

Allféllige durch die Beitrdge der Arbeitgeber und der Selbstandigerwerbenden nicht
gedeckte Aufwendungen mit Einschluss der Verwaltungskosten gehen zu Lasten
des Kantons.

1 Abgeéndert durch LdsgB vom 30. April 1972 (Abs. 4). Neue Fassung durch LdsgB vom 27. April
1980 (Inkrafttreten: 1. Juli 1980). Erganzt (Abs. 4) durch LdsgB vom 30. April 1989. Abs. 1 und 3 ab-
geandert durch GrRB vom 28. November 1989 (Inkrafttreten: 1. Januar 1990), 24. November 1997
(Inkrafttreten: 1. Januar 1998), 20. November 2000 (Inkrafttreten: 1. Januar 2001) und 19. November
2001 (Inkrafttreten: 1. Januar 2002).
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lll. Organisation

Art. 10

Zur Durchfihrung der Aufgaben dieses Gesetzes wird eine kantonale Familienaus-
gleichskasse errichtet. Diese ist eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt mit Sitz in Appen-
zell. Der Grosse Rat regelt die Organisation. Mit der Geschéaftsfihrung wird die
AHV-Ausgleichskasse des Kantons Appenzell . Rh. beauftragt.

Art. 11

Die Familienausgleichskasse ist von sdmtlichen kantonalen und kommunalen Steu-
ern befreit.

IV. Strafbestimmung’

Art. 122

Art. 133

'Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz werden mit Bussen von Fr. 50.— bis
Fr. 500.— bestraft.

’Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der kantonalen Strafprozess-
ordnung.

V. Vollzugs- und Schlussbestimmungen

Art. 144

Der Grosse Rat erlasst die erforderlichen Ausfiihrungsbestimmungen.

Art. 15°

Das Gesetz tritt nach Annahme durch die Landsgemeinde am 1. Juli 1962 in Kraft.

1 Abschnittstitel abgeéndert durch LdsgB vom 24. April 2005.

2 Aufgehoben durch LdsgB vom 24. April 2005.

3 Neue Fassung durch LdsgB vom 27. April 1980 (Inkrafttreten: 1. Juli 1980).
4 Abgeéndert durch LdsgB vom 24. April 2005.

5 Abgeéndert durch LdsgB vom 24. April 2005.



	Gesetz  über die Kinderzulagen (KZG) 
	l. Kinderzulagen 
	Art. 1 
	Art. 2  
	Art. 3  
	Art. 4  
	Art. 5  
	Art. 6  
	Art. 7 

	II. Beitragspflicht 
	Art. 8  
	Art. 9 

	III. Organisation 
	Art. 10 
	Art. 11 

	IV. Strafbestimmung  
	Art. 12  
	Art. 13  

	V. Vollzugs- und Schlussbestimmungen 
	Art. 14  
	Art. 15  



